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Bernard Degen

1891: «. *. behufs Erzielung besserer Lohnverhältnisse, 
besserer Behandlung vom Seltern der Vorgesetztem und 
Pflege der Kameradschaft mmi des Solidaritätsgefühles. *.»

Der Verband des Personals öffentlicher Dienste (VPOD) Basel 1891-1991

Basel war 1891 eine kleine Stadt mit gut 75000 
Einwohnern. Die Beschäftigung in Bereichen, 
die heute der Kanton verwaltet, hielt sich in 
bescheidenem Rahmen: Von rund 1500 Perso
nen dürften knapp ein Drittel im Bildungs- und 
etwas weniger als ein Viertel im Gesundheits
wesen gearbeitet haben, die rund 400 Frauen 
praktisch alle in Schulen und Spitälern.
Um ihre soziale Lage zu verbessern, organi
sierte sich die männliche Arbeiterschaft - selten 
die schlechter gestellte weibliche - in den bei
den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts. 
Auch Arbeiter des Baudepartements gründeten 
am 9. Mai 1891 im Schwarzen Ochsen (heute: 
Spalenbrunnen:) eine Gewerkschaft, die Verei
nigten Staatsarbeiter. In den Statuten hielten sie 
fest, dass der Zusammenschluss «behufs Erzie
lung besserer Lohnverhältnisse, besserer Be
handlung von Seiten der Vorgesetzten und 
Pflege der Kameradschaft und des Solidaritäts
gefühles» erfolge. Nachdem die elektrische 
Strassenbahn ihren Betrieb aufgenommen hat
te, folgten 1896 der Verein der Depotarbeiter 
und 1897 der vorab Fahrpersonal organisie
rende Verein der Basler Strassenbahnangestell- 
ten. Arbeiter aus Gas-, Wasser- und Elektrizi
tätswerken bildeten 1898 eine eigene Gewerk
schaft. Mit neuen Gründungen folgten 1903 
das Aushilfspersonal, 1904 die Bau- und die 
Streckenarbeiter der Strassenbahn.
Nach der Jahrhundertwende nahm die Ge
werkschaftsbewegung einen mächtigen Auf
schwung, wozu das öffentliche Personal nicht 
unwesentlich beitrug. Im Sommer 1905 zählte 
die nun Staatsarbeiterverein genannte älteste 
Organisation 200 Mitglieder, die fünf der Stras- 
senbahner zusammen 384 und der Verein der 
Arbeiter der Gas-, Wasser- und Elektrizitäts
werke 170. Nach Massregelung eines Gewerk

schafters standen die Trams am 19. Juli 1905 
für drei Tage. Der Streik endete mit einem Teil
erfolg, und aufgrund dieser Erfahrung fusio
nierten die fünf Personalverbände anfangs 1906 
zum Verein der Basler Strassenbahner. Die bei
den andern Staatsarbeitergewerkschaften mar
schierten lokal weiterhin getrennt, schlossen 
sich aber auf schweizerischer Ebene 1905 dem 
neugegründeten Gemeinde- und Staatsarbeiter- 
Verband an. Dafür verliessen sie vorübergehend 
den Arbeiterbund Basel, weil ihnen die 
Gewerkschaften mit starker ausländischer Mit
gliedschaft einen zu radikalen Kurs verfolgten. 
Nebst Lohnerhöhungen und weiteren Verbesse
rungen setzten sie im ersten Jahrzehnt des 
neuen Jahrhunderts namentlich die 54-Stunden- 
Woche durch.
Der Krieg mit seinem weit hinter der Kosten
explosion herhinkenden Teuerungsausgleich 
brachte viele Staatsangestellte in Bedrängnis 
und veranlasste sie zum Eintritt in die Gewerk
schaft. Der Verein der Arbeiter des Sanitäts- 
Departements, wie die von Gas-, Wasser- und 
Elektrizitätswerken ausgehende Organisation 
seit 1911 hiess, vereinigte sich am 12. August 
1917 mit dem nunmehr kleinern Staatsarbeiter
verein, wobei der Name des letztem beibehalten 
wurde. Die Unzufriedenheit mit den vorab 
Arbeiterfamilien treffenden unsozialen Auswir
kungen der Kriegswirtschaft radikalisierte das 
öffentliche Personal. Während des General
streiks vom November 1918 fielen viele staatli
che Dienstleistungen, namentlich die Strassen- 
bahnen, aus. Die Verwaltung und, in Absprache 
mit der Streikleitung, Gas-, Wasser- und Elek
trizitätswerke sowie Spitäler blieben in Betrieb. 
Zur Beruhigung der Gemüter billigte der 
Grosse Rat im April 1919 eine Arbeitszeitver
kürzung von 54 auf 48 Wochenstunden für



Das Erscheinungs
bild des VPOD im 
Wandel. Die 
geschlossenen Rei
hen der Strassen- 
bahner am 1. Mai 
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...und die bunt 
zusammengesetzte 
Gruppe am 1. Mai
1987. >
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Arbeiterinnen und Arbeiter, die damals wesent
lich länger arbeiteten als Beamte und Ange
stellte. Die Erregung hielt jedoch an, und an 
einem weiteren Generalstreik im Sommer 1919 
beteiligte sich sogar das höhere Staatspersonal. 
Mobilisierend wirkte die Angst vor einer Ver
schlechterung des Besoldungsgesetzes. Der 
Regierungsrat verhängte saftige Bussen und 
entliess mehrere Arbeiter.
Die harten sozialen Auseinandersetzungen ver
liehen dem Staatsarbeiterverband Auftrieb. 
Seine Mitgliederzahl stieg von 700 Ende 1917 
auf über 1000 drei Jahre später. Auch einige 
Dutzend Frauen traten bei, zuerst wahrschein
lich Abortwärterinnen und Pflegerinnen der

Friedmatt. Weil die neuen Dimensionen die 
Kräfte des ehrenamtlichen Vorstandes überstie
gen, wurde Ende 1919 erstmals ein bezahlter 
Sekretär gewählt. Auf schweizerischer Ebene 
fusionierte der Strassenbahner-Verband gegen 
den Willen der Basler Sektion mit dem 
Gemeinde- und Staatsarbeiter-Verband; ab 1. 
Januar 1924 nannte sich die neue Organisation 
Verband des Personals öffentlicher Dienste 
(VPOD). Auf lokaler Ebene kam die Vereini
gung erst am 30. März 1926 zustande.
Obwohl zahlenmässig nicht die stärkste, ent
wickelte sich der VPOD in den 30er Jahren zur 
einflussreichsten Organisation der Basler Ar
beiterbewegung. Als sich 1927 die Gewerk-



Aufgrund guter 
Erfahrungen mit 
dieser Petition vom 
25. April 1891 an 
Regierungsrat 
Rudolf Falkner, den 
Vorsteher des 
Baudepartementes, 
gründeten die 
Staatsarbeiter am 
9. Mai 1891 ihre 
Organisation. 
(Staatsarchiv Basel- 
Stadt. PA 825 A I 1, 
1891-1900.)
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Hochgeachteter Herr!

Gestützt darauf dass:

I. Die Arbeiter des Baudepartementes hiesiger 
Stadt die von allen Arbeitern am schlechtesten 
bezahlten sind.
II. Es den Arbeitern des Baudepartementes bei 
dem fortwährenden Steigen der Wohnungszinse 
und der Lebensmittelpreise beinahe unmöglich 
ist, mit Ehren durchzukommen.
III. Es die Pflicht des Staates ist, den Privaten mit 
gutem Vorbild voranzugehen.
IV. Die Arbeiterbei grossem Privatunternehmun
gen hiesiger Stadt, in Betreff Bezahlung der Fei
ertage und Genuss des vollen Lohnes während 
allenfallsiger Militärdienstzeit besser gestellt 
sind, als wir Arbeiter bei Ihrem Ressort, 
wagen es die Unterzeichneten Arbeiter mit eini
gen Forderungen, über welche sie sich in heutiger 
Versammlung geeinigt haben, vor Sie, Hochge
achteter Herr, zu treten und hoffen des Bestimm
testen, dass denselben, weil nicht unbescheiden 
und zu hoch gehend, entsprochen werde. Wir for
dern:

I. Es wird ein Minimallohn von 3fr50 für Taglöh
ner festgestellt.
II. Jeder Arbeiter hat bei guter Führung alle 2 
Jahre Anspruch auf eine kleine Lohnerhöhung.
III. Sonntag- und Nachtarbeit sollen nach Statu
ten bezahlt werden. (Für Erstere 100%, für Letz
tere 50% Zuschlag.)
IV. Das Feiern im Winter soll gänzlich abge
schafft werden und hat der Arbeiter Anspruch auf 
vollen Lohn für diejenigen Tage, an welchen er 
nicht arbeiten kann, inbegriffen die bürgerlichen 
und kirchlichen Feiertage, ausgenommen Krank
heitsfälle oder eigenes Verschulden.
V. Die Akkordarbeiter sollen im Winter soviel 
möglich im Taglohn beschäftigt werden.
VI. Jeder Akkordarbeiter hat beim Wechsel des 
Arbeitsplatzes Anspruch auf einen 7 2 Taglohn.
VII. Sämtliche Arbeiter geniessen während 
ihrer allenfallsiger Militärdienstzeit ihren vollen 
Lohn.

Dieses sind unsere Forderungen und hoffen wir, 
dass denselben entsprochen werde. (...) Mit der 
Bitte, den von uns unternommenen Schritt nicht 
als aus Übermuth gethan zu haben, betrachten zu 
wollen, sondern wie oben angedeutet, durch 
unsere bedrängte Lage dazu gezwungen, schlies- 
sen wir mit der Versicherung unserer vollsten 
Hochachtung.

schäften spalteten, verlor er nur etwa 200 Mit
glieder, die zum Teil den radikaleren Staatsper
sonalverband gründeten. Es erstaunt deshalb 
nicht, dass er im neuen, gemässigten Gewerk
schaftskartell die Führung übernahm. Zudem 
griff er der Sozialdemokratischen Partei und 
der Basler AZ finanziell stark unter die Arme. 
Das politische Gewicht zeigte sich namentlich 
1935, als der VP OD drei von vier sozialdemo
kratischen Regierungsräten stellte.
Weniger als das Personal der Privatwirtschaft 
traf die Wirtschaftskrise das Personal des Staa
tes. Sparmassnahmen Hessen sich aber nicht 
umgehen, und weil die Deflation seine Einkom
men aufgewertet hatte, sollte es mit einem 
Nominallohn-Abbau die Staatskasse entlasten. 
Bis 1935 lehnte der VPOD entsprechende Vor
schläge ab. Erst das Rote Basel hatte 1936 
Erfolg, indem es die abgezogenen fünf Prozent 
des Lohnes der Pensionskasse überwies.
Im Zweiten Weltkrieg ruhten die Aktivitäten 
wegen des häufigen Militärdienstes weitge
hend. Im Vordergrund standen Bemühungen 
um einen teilweisen Teuerungsausgleich für die 
unteren Personalkategorien. Dazu kamen Pro
bleme wie die vorübergehende Ersetzung von 
Soldaten durch Frauen. Zwischen 1944 und 
1949 stieg die Mitgliederzahl steil an, von gut 
2400 auf fast 3700. Vorausgegangen war ein 
vollständiger Wechsel der ihrer Aufgabe nicht 
gewachsenen Sektionsspitze. Für weitere inne
re Unruhen sorgten 1953 die Entlassung eines 
Sekretärs, dann im Zeichen des Kalten Krieges 
stehende Auseinandersetzungen mit der Zen
trale in Zürich und die Ausschlüsse von Kom
munisten 1957. Nach aussen galt es zuerst die 
aufgelaufene Teuerung auszugleichen. Bald 
bemühte man sich um eine strukturelle Besol
dungsrevision, die 1954 ihren Abschluss fand. 
In deren Verlauf bildete sich die Arbeitsgemein
schaft der baselstädtischen Staatspersonalver
bände, die bis heute als Verhandlungspartner 
der Behörden wirkt. Noch immer wurden 
<Beamte>, <Angestellte> und <Arbeiter> unter
schiedlich behandelt, z. B. bezüglich Arbeits
zeit, wo die beiden erstem die 44-Stunden- 
Woche 1947 erreicht hatten, letztere 1962. Erst 
das Beamtengesetz von 1968 brachte die for
male Gleichstellung des gesamten Personals 
und die Wählbarkeit verheirateter Frauen.
Mitte der 60er Jahre setzte eine gegensätzliche 61
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Entwicklung ein. Einerseits erreichte der 
VPOD nach einem zweiten Wachstumsschub 
1963 mit fast 4700 Mitgliedern sein Maximum; 
dann folgte bis in die 80er Jahre ein Abwärts
trend. Andererseits zwang Personalmangel den 
Kanton zu ausserordentlichen Zugeständnissen: 
1969 Reallohnerhöhung; 1970 neues Lohnge
setz mit analytischer Arbeitsplatzbewertung; 
1972 automatischer Teuerungsausgleich und
13. Monatslohn. Bald darauf erfolgten im Zei
chen von Sparpolitik und Wirtschaftskrise 
Rückschläge, namentlich ein Personalabbau. 
Der Herausforderung stand der VPOD zunächst 
hilflos gegenüber; sein Einfluss sank auf allen 
Ebenen. Kam dazu, dass die 1982 erfolgte Spal
tung der Sozialdemokratischen Partei vorüber
gehend zu härtern Richtungskämpfen führte. 
Die Schwäche zeigte sich vorab in der 1981 ein
setzenden Lohnbewegung, die 1985 mit einer 
Abstimmungsniederlage endete. In der zweiten 
Hälfte der 80er Jahre gelang nach organisatori
schen und personellen Veränderungen eine 
gewisse Konsolidierung. Mit der 42-Stunden- 
Woche 1987 und den Reallohnerhöhungen

1988 und 1990 wurden wieder beachtliche Fort
schritte erreicht.
Der VPOD ist in seinem 100. Jahr keine Arbei
tergewerkschaft mehr. Die traditionellen Berei
che öffentlicher Verkehr, Baudepartement 
sowie Wasser- und Energieversorgung haben 
gegenüber den <neuen>, Gesundheitswesen und 
Erziehung, Kultur, Soziales stark an Bedeutung 
verloren. Der Frauenanteil hat sich seit 1971 
zwar mehr als verdoppelt, liegt aber mit 17 Pro
zent noch immer tief. Organisierten Gewerk
schaften einst vorwiegend Junge, so stellen 
heute im VPOD Pensionierte ein Drittel der 
Mitglieder. Der Kanton mit seinen 19 000 
Beschäftigten bleibt das weitaus wichtigste 
Rekrutierungsfeld; zunehmendes Gewicht ge
winnen aber privat organisierte Betriebe im 
Dienste der Öffentlichkeit (Mustermesse, Thea
ter, Sozialbereich usw.). Der gesellschaftliche 
Wertewandel hat ebenfalls Spuren hinterlassen. 
Nebst materiellen Forderungen wie der nach 
Lohnerhöhung spielen qualitative wie die nach 
Gestaltung von Arbeitszeit und Arbeitsplätzen 
eine zunehmend wichtigere Rolle.
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